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111. Amtliche Bekanntmachungen 

I. Amtliche Texte 

253 Erste Verordnung 
zur Änderung der Verordnung zur Regelung von Zustän­

digkeiten nach dem Bundesnaturschutzgesetz 

Vom 6. September 1988 

Auf Grund des § 5 Abs. 3 des Gesetzes über die Organisa­
tion der Landesverwaltung - Landesorganisationsgesetz 
(LOG-Saarl.)- vom 2. Juli 1969 (Amtsbl. S. 445), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 28. Januar 1987 (Amtsbl. 

S. 122), und des § 36 Abs. 2 Satz l des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten (OWiG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. I S. 602) 
verordnet die Landesregierung zur Ausführung des Bundes­
naturschutzgesetzes: 

Artikel l 

Die Verordnung zur Regelung von Zuständigkeiten nach 
dem Bundesnaturschutzgesetz vom 21. April 1977 (Amtsbl. 
S. 509) wird wie folgt geändert: 
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§ 6 

Forstpraktikanten, denen bis zur Neuregelung der Ausbil­
dungsbeihilfe Abschläge in Höhe von 30 vom Hundert des 
Anfangsgrundgehaltes der Besoldungsgruppe A 9 gezahlt 
werden, haben bis zum Tage vor dem Inkrafttreten dieser 
Verordnung lediglich Anspruch auf Ausbildungsbeihilfen 
in Höhe des gezahlten Abschlages. 

§ 7 

Diese Verordnung tritt am I. November 1988 in Kraft. 

Saarbrücken, den 19. Oktober 1988 

Der Minister für Wirtschaft 

Hoffmann 

II. Beschlüsse und Bekanntmachungen 

240 Verordnung 
über die Landschaftsschutzgebiete im Landkreis 

Neunkirchen 

Vom 30. September 1988 

Auf Grund des § 20 Abs. I und 2 des Gesetzes über den 
Schutz der Natur und die Pflege der Landschaft (Saarländi­
sches Naturschutzgesetz - SNG) vom 31. Januar 1979 
(Amtsblatt des Saarlandes, S. 147), geändert durch das 
Gesetz vom 8. April 1987 (Amtsblatt des Saarlandes, 
S. 569), wird mit Zustimmung des Ministers für Umwelt­
Oberste Naturschutzbehörde - durch den Landrat in 
Neunkirchen - Untere Naturschutzbehörde - verordnet: 

§ I 

Erklärung zum Schutzgebiet 

Die in § 2 näher bezeichneten Gebiete werden zu Land­
schaftsschutzgebieten erklärt. 

§ 2 

Schutzgegenstand 

(I) Die Landschaftsschutzgebiete umfassen: 

in der Gemeinde Eppelborn: 

L 4 01 01 111- und Theeltal 

Ausgangspunkt ist der Schnittpunkt der Kreisgrenze mit 
der B 269 am Ortseingang Lebach - Stadtteil Aschbach. 
Der B 269 folgend in südlicher Richtung bis zum Schnitt­
punkt mit der Bahnstrecke Illingen-Lebach. An der Bahn­
strecke entlang nach Osten bis zum Schnitt mit der Parzelle 
141/13 Flur 10 Gern. Bubach-Calmesweiler. 

Zwischen den Parzellen 141/13 und 141/22 weiter nach 
Osten bis zur Hinterkante der Bebauung der Calmesweiler 
Straße. An der Hinterkante entlang, dabei die Calmeswei­
ler Straße überquerend, aufstoßend auf die OB-Strecke 

IUingen-Leba.ch. Dieser nach Osten folgen bis zur Gemar­
kungsgrenze Bubach-Calmesweiler. Der Gemarkungsgrenze 
nach Norden folgend, aufstoßend auf die Parzelle 140/2 
Flur 10 Gern. Bubach-Calmesweiler. Der Nordgrenze auf 
der Parz. 140/67 nach Westen folgend, aufstoßend auf die 
Calmesweiler-Straße, dieser nach Norden folgen bis zum 
Schnitt mit der Parzelle 141/3. An der Nordgrenze der 
Parz. 141/3 entlang nach Westen bis zur Flurgrenze zwi­
schen Flur 10 und Flur 13. Der Flurgrenze in nördlicher 
Richtung folge:nd bis zum Schnitt mit der Flurgrenze Flur 
14. Der Flurgrenze der Flur 14 zuerst in östlicher, dann in 
nördlicher Richtung folgend, aufstoßend auf den Feldweg 
Calmesweiler/Aschbach, diesem folgend in nördlicher 
Richtung bis zur Kreisgrenze, dieser folgend in westlicher 
Richtung bis·, zum Ausgangspunkt. 

L4 01 02 Eptpelborn- Kesselwald- Kepp 

Ausgangspunkt ist das Frauenerholungsheim in Wiesbach 
an der L.II.O. 300, dieser folgend bis zum kurz vor 
Eppelborn gekgenen Schnittpunkt der Gemarkungsgrenze 
Habach/Eppelborn. Von hier in östlicher Richtung entlang 
der Parzellen 247/1; 247/2; 247/3; 247/4 und weiter in 
nördlicher Richtung entlang der Parzellen 247 I 4 und 
247/6, dann in nordöstlicher Richtung entlang der Parzelle 
256/147 und in nördlicher Richtung zwischen der Bebau­
ungsgrenze und der Parzelle 256/10 weiter in nordöstlicher 
Richtung entlang der Parzelle bis zum Schnittpunkt mit der 
Wegparzelle 126/3. Diesen Weg in östlicher Richtung fol­
gend bis zur Parz. 217 in Flur 3, Blatt I der Gemarkung 
Eppelborn und weiter in nördlicher Richtung folgend bis 
zur WegeparzeHe 119/1, dann dem Weg folgen in nordöst­
licher Richtung bis zum Schnittpunkt mit der Flurgrenze 
der Flur 3, Blatt I Gemarkung Hierscheid. Der Grenze 
folgend in nördlicher Richtung bis zum Eckpunkt der 
aufstoßenden.Parz. 175. Zwischen dem Wald und den 
Parz. 175; 372/174; 371/173; 334/173; 333/173; 72; 171; 
170; 169 der Linie folgend bis zum Schnittpunkt der 
Gemarkungsgnmze Hierscheid. Der Parz. 163 in östlicher 
Richtung folgend bis zum Schnittpunkt der Parz. 345/173, 
dieser in nordöstlicher Richtung folgend zur L.II.O 302 
(Eppelborn-Hi(~rscheid). 

Dieser Straße in westlicher Richtung folgend bis zum 
Schnittpunkt der Parz. 335/154 und 342/157 weiter in 
nordöstlicher Richtung der Parz. 335/154 folgend und den 
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126	 Verordnung  
	 über das Landschaftsschutzgebiet  
	 „Nordwestlich Heinitz“ 
	 (L 6608-301)

Vom 10. April 2017

Auf Grund des §  20 Absätze 1 und 3 des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes vom 5. April 2006 (Amtsbl. 
S. 726) in Verbindung mit § 22 Absätze 1 und 2, § 26 
und § 32 Absätze 2 und 3 des Bundesnaturschutzgeset-
zes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542) in der jeweils 
geltenden Fassung verordnet das Ministerium für Um-
welt und Verbraucherschutz:

Präambel

Natura 2000-Gebiete sind Bestandteil eines europa-
weit verpflichtenden Schutzgebietsnetzes zum Schutz 
besonderer Lebensräume und Arten. Die Mitgliedstaa-
ten haben für ihren Anteil an Natura 2000-Gebieten 
Maßnahmen zu ergreifen, um diese Gebiete als beson-
dere Schutzgebiete endgültig unter Schutz zu stellen.

Ziel der FFH- und Vogelschutzrichtlinie ist der länder-
übergreifende Schutz gefährdeter wild lebender Pflan-
zen- und Tierarten zur Erhaltung der biologischen Viel-
falt (Biodiversität), das heißt der Vielfalt der Arten, der 
genetischen Vielfalt und der Vielfalt der Ökosysteme.

Ziel der Natura 2000-Gebiete ist ausdrücklich nicht die 
Aufgabe der Nutzung, sondern der Erhalt artenreicher, 
naturnah bewirtschafteter Kulturlandschaften mit ihrer 
hohen Artenvielfalt. Die Landbewirtschaftung ist also 
erwünscht und oftmals notwendig um den „günstigen 
Erhaltungszustand“ der natürlichen Lebensräume und 
Arten zu gewährleisten.

Der Betrachtungs- und Beurteilungszeitraum be-
gann dabei jeweils mit der Anerkennung eines Natura 
2000-Gebietes durch die EU-Kommission.

Grundstückseigentümer und Bewirtschafter haben die 
Aufgabe durch eine verantwortliche Nutzung der Flä-
chen dazu beizutragen, dass sich der ökologische Zu-
stand nicht verschlechtert (Verschlechterungsverbot).

Die Wahrung des günstigen Erhaltungszustandes wird 
vorrangig durch Regelungen zur Bewirtschaftung in 
der Verordnung gesichert. Die weiteren Erhaltungs
ziele – Wiederherstellung und Entwicklung eines 
günstigen Erhaltungszustandes – sollen in erster Linie 
durch einen mit den Bewirtschaftern in gebiets- und 
bedarfsorientierten Nutzergesprächen abgestimmten 
Managementplan erreicht werden.

Ein wirkungsvolles Gebietsmanagement ist für den er-
folgreichen Schutz der Lebensräume und Arten unver-
zichtbar.

Regelungen, die die Landbewirtschaftung einschrän-
ken, werden durch finanzielle Hilfen für die Bewirt-
schafter sinnvoll ergänzt.

Die Europäische Union eröffnet durch die Verab-
schiedung der Agenda 2000 finanzielle Möglichkei-
ten für landwirtschaftliche Betriebe, die durch eine 
naturschutzgerechte Wirtschaftsweise auch in FFH- 

und Vogelschutzgebieten zur Erhaltung von Lebens-
raumtypen und Arten beitragen.

Fördermöglichkeiten bestehen grundsätzlich durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds für die Entwick-
lung des ländlichen Raumes (ELER) und das Finanzie
rungsinstrument für die Umwelt (LIFE).

Um den an die Natura 2000-Gebiete gestellten Er-
wartungen gerecht zu werden, ist in den Natura 
2000-Richtlinien geregelt, dass alle sechs Jahre in den 
Mitgliedstaaten eine Berichterstattung über den Erfolg 
der in den FFH-Gebieten durchgeführten Schutzmaß-
nahmen erfolgen muss.

Dieser Bericht muss zudem die wichtigsten Er-
gebnisse des allgemeinen Monitorings beinhalten. 
Kommt ein Mitgliedsstaat seinen aus den europäi-
schen Richtlinien erwachsenen Verpflichtungen nicht 
nach, existiert ein EU-rechtliches Kontroll- und Sank
tionsinstrumentarium in Form von Beschwerde- und 
Vertragsverletzungsverfahren.

§ 1 
Schutzgebiet

(1) Das im Folgenden näher bestimmte Gebiet mit 
einer Größe von ca. 111,23 ha wird zum Land-
schaftsschutzgebiet erklärt. Es trägt die Bezeichnung 
Landschaftsschutzgebiet „Nordwestlich Heinitz“ 
(L 6608-301) und ist Teil des Netzes Natura 2000 (§ 31 
Bundesnaturschutzgesetz) als Gebiet von gemein
schaftlicher Bedeutung gemäß der Richtlinie 92/43/
EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der 
natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tie-
re und Pflanzen (ABl. L 206 vom 22. Juli 1992 S. 7) 
und als Europäisches Vogelschutzgebiet gemäß der 
Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. November 2009 über die Er-
haltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 
26. Januar 2010 S. 7) in der jeweils geltenden Fassung.

Das Schutzgebiet liegt im Bereich der Stadt Neunkir-
chen, im Stadtteil Heinitz im Bereich der Halde und 
des Absinkweihers Geisheck und befindet sich im 
Kerngebiet „Bergbaufolgelandschaft Heinitz“ von 
LIK. NORD.

(2) Das Schutzgebiet ist in der anliegenden Übersichts-
karte, die Bestandteil dieser Verordnung ist, durch 
schwarze Umrandung gekennzeichnet. Die flurstück-
genaue Abgrenzung ist in einer Detailkarte 1 : 2.000, 
die ebenfalls Bestandteil dieser Verordnung ist, mit 
Flurstücknummern und Randsignatur wiedergegeben. 
Diese Karten und der Verordnungstext werden im Mi-
nisterium für Umwelt und Verbraucherschutz – Obers-
te Naturschutzbehörde –, Saarbrücken, verwahrt. Eine 
weitere Ausfertigung befindet sich bei der Stadt Neun-
kirchen. Verordnungstext und Karten können bei den 
genannten Stellen eingesehen werden.

(3) In der Detailkarte werden, soweit dies für die 
Anwendbarkeit nachfolgender Regelungen erfor-
derlich ist, die Lebensraumtypen und deren Erhal
tungszustände nach Anhang I und Artvorkommen nach 
Anhang II der Richtlinie 92/43/EWG dargestellt.

.
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(4) Das Schutzgebiet wird an den Hauptzugängen 
durch das Schild „Landschaftsschutzgebiet“ gekenn-
zeichnet, dessen Aufstellung und Bestand die Eigen-
tümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken zu 
dulden haben.

§ 2 
Schutzzweck

Schutzzweck ist die Erhaltung, Wiederherstellung und 
Entwicklung eines günstigen Erhaltungszustandes (Er-
haltungsziele), einschließlich der räumlichen Vernet-
zung, der prioritären Lebensraumtypen:
9160 Subatlantischer oder mitteleuropäischer 
Stieleichenwald oder Hainbuchenwald (Carpinion 
betuli) [Stellario-Carpinetum]
91E0 Auen-Wälder mit Alnus glutinosa und Fra-
xinus excelsior (Alno-Padion, Alnion incanae, Sali
cion albae),

der Lebensraumtypen:
3150 Natürliche eutrophe Seen mit einer Vegetation 
des Magnopotamions oder Hydrocharitions
3260 Fließgewässer der planaren bis montanen 
Stufe mit Vegetation des Ranunculion fluitantis und 
des Callitricho-Batrachion
9110 Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-Fagetum),

der Arten und ihrer Lebensräume:
1044 Helm-Azurjungfer (Coenagrion mercuriale)
1166 Kammmolch (Triturus cristatus)
1193 Gelbbauchunke (Bombina variegata),

der Brut-, Rast- oder Zugvogelarten des Anhangs I der 
Vogelschutzrichtlinie und ihrer Lebensräume:
A 229	 Eisvogel (Alcedo atthis)
A 234	 Grauspecht (Picus canus)
A 236	 Schwarzspecht (Dryocopus martius)
A 238	 Mittelspecht (Dendrocopos medius)
A 338	 Neuntöter (Lanius collurio),

der gefährdeten Zugvogelarten nach Artikel 4 Absatz 2 
der Vogelschutzrichtlinie und ihrer Lebensräume:
A 113	 Wachtel (Coturnix coturnix)
A 212	 Kuckuck (Cuculus canorus).

Schutzzweck ist zudem die Erhaltung, Entwicklung 
oder Wiederherstellung der Leistungs- und Funktions-
fähigkeit des Naturhaushalts und der Regenerationsfä-
higkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Natur-
güter, einschließlich des Schutzes von Lebensstätten 
und Lebensräumen bestimmter wild lebender Tier- und 
Pflanzenarten, wie zum Beispiel Hirschkäfer (Lucanus 
cervus), Spanische Flagge (Euplagia quadripunctaria) 
oder Silberfleck-Perlmuttfalter (Boloria euphrosyne), 
aufgrund der Vielfalt, Eigenart und Schönheit so-
wie der besonderen kulturhistorischen Bedeutung der 
Landschaft bzw. ihrer besonderen Bedeutung für die 
Erholung.

§ 3 
Zulässige Handlungen und Nutzungen

(1) Im gesamten Schutzgebiet sind unbeschadet ander-
weitiger Rechtsvorschriften oder erforderlicher Zulas-
sungen, soweit der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird, folgende Nutzungen und Handlungen zulässig:

1.	 landwirtschaftliche Bodennutzung unter Beach-
tung des § 3 Absatz 2 und des § 4 Absätze 1 und 2 
und zu diesem Zweck auch das Ausbringen von 
Pflanzen oder Tieren,

2.	 Beweidung unter Beachtung des § 3 Absatz 2 und 
des § 4 Absätze 1 und 2, 

3.	 Anpflanzungen mit Obstbäumen sowie Ersatz-
pflanzungen abgängiger Obstbäume,

4.	 forstwirtschaftliche Bodennutzung unter Beach-
tung des § 3 Absätze 2 und 3 und des § 4 Absätze 1 
und 2,

5.	 Jagd und zu diesem Zweck auch die Errichtung 
von an die Landschaft angepassten Hochsitzen in 
einfacher Holzbauweise sowie die Unterhaltung 
bestehender Jagdschneisen und Wildäcker, die An-
lage von Jagdschneisen auf Flächen ohne Lebens-
raumtypen und auf Flächen mit Lebensraumtypen, 
soweit der günstige Erhaltungszustand nicht beein-
trächtigt wird. § 3 Absatz 2 Nrn. 2 und 3 bleiben 
unberührt,

6.	 Freilauf von Hunden, sofern es sich um Hütehunde 
im Rahmen der Weideführung oder um Dienst
hunde im Einsatz, soweit erforderlich, handelt, da-
rüber hinaus auf bestehenden Wegen Freilauf von 
Hunden in Sichtweite und im tatsächlichen Einwir-
kungsbereich der Halter oder Aufsichtspersonen,

7.	 Freilauf von Jagdhunden im jagdlichen Einsatz in 
der Zeit vom 1. September bis zum 31. Januar so-
wie ganzjährig zur Nachsuche, jeweils unter Be-
achtung des § 3 Absatz 2 Nrn. 2 und 3,

8.	 Nutzung und zweckgebundene Beschilderung 
rechtmäßig bestehender Wege – einschließlich 
ökopädagogisch ausgerichteter Lehr- und Erlebnis
pfade –, Straßen, Leitungen und Einrichtungen,

9.	 Betreten des Waldes zum Zweck der Erholung und 
zur pfleglichen Entnahme von Pilzen, Kräutern 
und Beeren nicht besonders geschützter Arten in 
geringen Mengen zum persönlichen Gebrauch,

10.	 fischereiliche Nutzung der Gewässer im bisheri-
gen Umfang im Rahmen bestehender Nutzungs-
rechte und Pachtverträge und, soweit erforderlich, 
die zweckgebundene Beschilderung,

11.	 Sanierungsmaßnahmen im Rahmen der Entschei-
dung vom 21.  Dezember  2016 (4850/04/15-151) 
über die Abschlussbetriebsplanzulassung vom 
12.  September  2007 (4850/04/15-54), zuletzt 
ergänzt durch den Nachtrag vom 20.  Septem-
ber 2013 (4850/04/15-112),

12.	 bergrechtlich zugelassene Maßnahmen des Ab-
schlussbetriebsplans für die Mischhalde „Geisheck“, 
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	 a)	 Schwimm- und Tauchblattpflanzen zu mähen 
oder zu entfernen,

	 b)	 wasserwirtschaftliche oder wasserbauliche 
Maßnahmen durchzuführen, auch solche, die 
keiner Anzeige oder Genehmigung bedürfen.

§ 5 
Managementplan, Schutz- und Pflegemaßnahmen

(1) Konkrete flächenbezogene Aussagen zu Artvor-
kommen und deren Habitatstrukturen sowie zur Be-
wirtschaftung erfolgen in Managementplänen, die von 
der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr be-
auftragten Stelle erstellt werden. Auf bewirtschafteten 
Flächen erfolgt die Aufstellung nach Anhörung der 
Nutzungsberechtigten.

Auf Staatswaldflächen erfolgt die Erstellung der 
Managementpläne bzw. Teilen der Managementpläne 
durch den SaarForst Landesbetrieb im Einvernehmen 
mit der Obersten Naturschutzbehörde oder der von ihr 
beauftragten Stelle. Im Bereich der Zweckverbände für 
die Durchführung von Naturschutzgroßprojekten er-
folgt die Erstellung der Managementpläne im Beneh-
men mit den Zweckverbänden und dem Bundesamt für 
Naturschutz.

(2) Der Managementplan stellt darüber hinaus freiwil-
lige weitergehende Maßnahmen und Nutzungen dar.

(3) Die jeweils geltende Fassung des Management-
plans ist durch die Oberste Naturschutzbehörde oder 
die von ihr beauftragte Stelle entsprechend zu kenn-
zeichnen und dauerhaft zu verwahren.

(4) Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen, die in einem 
Managementplan nach Absatz 3 enthalten sind, werden 
unter Aufsicht der Obersten Naturschutzbehörde oder 
der von ihr beauftragen Stelle durch diese oder in deren 
Auftrag, im Bereich des Staatswaldes auch durch den 
SaarForst Landesbetrieb und im Bereich der Zweck-
verbände für die Durchführung von Naturschutzgroß-
projekten auch durch die Zweckverbände durchgeführt. 
Von einem Managementplan nach Absatz 3 abweichen-
de Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen bedürfen der 
vorherigen Zulassung durch die Oberste Naturschutz-
behörde oder der von ihr beauftragten Stelle. Bei Ver-
pachtung der im Eigentum der Städte und Gemeinden, 
Zweckverbände zur Durchführung von Naturschutz-
großprojekten, des Landes oder des Bundes befindli-
chen Grundstücke und bei vertraglichen Vereinbarun
gen zur Förderung der Nutzung sind die Vorgaben des 
Managementplans für die betroffene Fläche zu beach-
ten und in den Pachtvertrag aufzunehmen.

§ 6 
Ausnahmen, Anordnungsbefugnis

(1) Die Oberste Naturschutzbehörde kann für eine vor 
Inkrafttreten dieser Verordnung rechtmäßig durch-
geführte Nutzung Ausnahmen von Beschränkungen 
und Maßgaben nach § 3 sowie von der Unzulässigkeit 
gemäß § 4 zulassen, wenn dadurch der Schutzzweck 
nicht beeinträchtigt wird.
Für sonstige Maßnahmen geringen Umfanges kann 
die Oberste Naturschutzbehörde Ausnahmen zulassen, 
wenn dadurch der Schutzzweck nicht beeinträchtigt 
wird.
§ 67 des Bundesnaturschutzgesetzes bleibt unberührt.
(2) Handelt es sich um ein Projekt im Sinne des § 34 
des Bundesnaturschutzgesetzes oder um einen Plan im 
Sinne des § 36 des Bundesnaturschutzgesetzes sind die 
diesbezüglichen Verfahrensregelungen des Saarländi-
schen Naturschutzgesetzes anzuwenden.
(3) Soweit durch Maßnahmen oder Handlungen eine 
Beeinträchtigung des Erhaltungszustandes eines Le-
bensraumtyps oder einer Art eingetreten ist oder be-
gründet zu erwarten ist, kann das Landesamt für Um-
welt- und Arbeitsschutz Anordnungen treffen, um die 
Erhaltung oder Wiederherstellung des Erhaltungszu-
standes sicher zu stellen.

§ 7 
Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne des §  52 Absatz 1 Num-
mer 5 des Saarländischen Naturschutzgesetzes handelt, 
wer in dem Schutzgebiet vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen Regelungen der §§ 3 oder 4 verstößt.

§ 8 
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung 
im Amtsblatt des Saarlandes in Kraft.
Auf den in §  1 dieser Verordnung bezeichneten Flä-
chen tritt gleichzeitig die „Verordnung über die Land-
schaftsschutzgebiete im Landkreis Neunkirchen“ vom 
30. September 1988 (Amtsbl. S. 1063) in der derzeit 
geltenden Fassung außer Kraft.

Saarbrücken, den 10. April 2017

Der Minister für Umwelt 
und Verbraucherschutz

Jost

G.Schommer
Hervorheben
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